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Sachgebiet M 


Der Bundesminister der Verteidigung 


Bonn, den 24. Februar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verbesserung der „Beschädigtenversorgung" der wehr- 
pflichtigen Soldaten und ihrer Hinterbliebenen 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 27, Juni 1969 
— Umdruck 717 — 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 244. Sitzung am 27. Juni 
1969 folgenden Entschließungsantrag der Abgeordneten Rom- 
merskirchen, Draeger, Ernesti, Dr. Zimmermann, Berger und 
Genossen- — Umdruck 717 — angenommen: 

,,Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Rahmen der Für- 
sorgepflicht für Wehrpflichtige sicherzustellen, daß jedem 
Grundwehrdienstleistenden Beiträge für eine Unfallversiche- 
rung ersetzt werden, sofern die Versicherung nach den Bedin- 
gungen eines vom Bundesminister der Verteidigung zu verein- 
barenden Rahmenvertrags von dem Wehrpflichtigen abge- 
schlossen wurde." 

Namens der Bundesregierung nehme ich zu der Entschließung, 
mit der nach der Begründung der Antragsteller eine Verbesse- 
rung der „Beschädigtenversorgung" der wehrpflichtigen Sol- 
daten und ihrer Hinterbliebenen erreicht werden soll, wie folgt 
Stellung: 

Das Soldatenversorgungsgesetz regelt seit 1957 die Beschädig- 
tenversorgung für alle Soldaten einheitlich nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz. Deshalb sollten, wie bisher, auch künftige 
Leistungsverbesserungen nur im Recht der Beschädigtenversor- 
gung und nur nach möglichst einheitlichen Grundsätzen vorge- 
sehen werden. Die Bundesregierung hat sich daher stets von 
der Auffassung leiten lassen, daß Leistungsverbesserungen auf 
versorgungsrechtlichem Gebiete allein für die Gruppe der 
Wehrpflichtigen nicht gerechtfertigt sind. Sie hat vielmehr in 
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ihre Bemühungen um Verbesserungen des Rechts der Beschä- 
digtenversorgung stets zumindest die Zeitsoldaten mit einge- 
schiossen, weil der Umfang der laufenden gesetzlichen Bezüge 
auf Grund einer Wehrdienstbeschädigung ■ — entgegen einem 
weitverbreiteten Irrtum — für Wehrpflichtige und Soldaten 
auf Zeit gleich ist. 

Die Bundesregierung nimmt nicht an, daß dem Antrag die Auf- 
fassung zugrunde liegt, Wehrpflichtige v/ären versorgungsrecht- 
lich schlechter gestellt als Soldaten auf Zeit. Sollte der Antrag 
auf der Erwägung beruhen, daß Wehrpflichtige besondere Lei- 
stungen erhalten müßten, weil sie im Gegensatz zu den anderen 
Soldaten auf Grund ihrer Wehrpflicht den Gefahren des Wehr- 
dienstes ausgesetzt sind, so kann dieser Begründung in der 
allgemeinen Form nicht zugestimmt werden. Zumindest ein 
nicht geringer Teil der Angehörigen der übrigen Statusgruppen 
hätte ohnehin auf Grund der Wehrpflicht dienen müssen und 
könnte gerechterweise bei einer gesundheitlichen Schädigung, 
die innerhalb der dem Grundwehrdienst entsprechenden Dienst- 
zeit eingetreten ist, versorgungsrechtlich nicht anders behan- 
delt werden als die Wehrpflichtigen. 

Zu dem in dem Antrag vorgeschlagenen Weg einer Versor- 
gungsverbesserung ist die Bundesregierung der Ansicht, daß der 
Bund als Dienstherr seiner in der Entschließung angesproche- 
nen Fürsorgepfiieht gegenüber den wehrdienstbeschädigten 
Soldaten und ihren Hinterbliebenen nicht durch die Förderung 
einer privaten Unfallversicherung des Soldaten nachkommen 
sollte. Sie sieht als systemgerechtes Mittel für Leistungsverbes- 
serungen auf dem Gebiete der Beschädigtenversorgung allein 
Änderungen des geltenden Soldatenversorgungsrechts an. 

Gegen die vorgeschlagene versicherungsrechtliche Lösung be- 
stehen auch dann Bedenken, wenn — wie nach dem Wortlaut 
der Entschließung nicht ausgeschlossen — durch die Versiche- 
rung, deren Beiträge vom Dienstherrn erstattet werden sollen, 
auch die große Zahl der außerdienstlichen Unfälle erfaßt würde; 
denn dies Ergebnis würde den geltenden versorgungsrechtli- 
chen Grundsätzen widersprechen. Die Lösung würde im übrigen 
nach geltendem Recht, nämlich nach § 183 Abs. 1 des Bundes- 
beamtengesetzes, der nach § 30 Abs. 2 des Soldatengesetzes 
für alle Soldaten gilt und ein Versicherungsverbot des Bundes 
zum Zwecke der Versorgungsleistungen ausspricht, unzulässig 
sein. Eine abweichende gesetzliche Regelung wäre zwar mög- 
lich, widerspräche aber der der vorgenannten Vorschrift inne- 
wohnenden rechtspolitischen Zielsetzung, die der eingangs er- 
läuterten grundsätzlichen Auffassung der Bundesregierung 
entspricht, der Bund solle seiner Sorgepflicht gegenüber den 
ausgeschiedenen Bediensteten durch Versorgungsleistungen 
nachkommen. Schließlich müßte eine versicherungsrechtliche 
Maßnahme, in die Träger des privaten Versicherungsgewerbes 
eingeschaltet werden, ihrer Natur nach als für den Bund unwirt- 
schaftlich angesehen werden. 
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Die Bundesregierung ist sich ihrer Verpflichtung, eine angemes- 
sene Versorgung der Soldaten der Bundeswehr und ihrer Hin- 
terbliebenen sicherzustellen, voll bewußt. Bei ihren Bemühun- 
gen muß sie berücksichtigen, daß die Versorgung der wehr- 
dienstbeschädigten Soldaten und ihrer Hinterbliebenen sich 
nach den für die Kriegsopfer geltenden Grundsätzen richtet; die 
Bestimmungen des Bundesversorgungsgesetzes sind entspre- 
chend anzuwenden {„Beschädigtenversorgung"). Leistungs Ver- 
besserungen für wehrdienstbeschädigte Soldaten und ihre Hin- 
terbliebenen können, soweit nicht besondere Verhältnisse bei 
der Bundeswehr eine Rolle spielen, im allgemeinen nur auf dem 
Wege einer Änderung des Bundesversorgungsgesetzes erreicht 
werden. Leistungsverbesserungen, die der Entwicklung der 
Volkswirtschaft Rechnung tragen sollen, werden durch das 
Gesetz über die Anpassung der Leistungen des Bundesversor- 
gungsgesetzes, das ab 1. Januar 1970 erhebliche finanzielle 
Mehraufwendungen vorsieht, sichergestellt. 

Die Bundesregierung wird aber außerdem die Frage prüfen, ob 
im Rahmen der vorgesehenen Änderung des Soldatenversor- 
gungsgesetzes gezielte Maßnahmen vorgeschlagen werden kön- 
nen, um bestimmte, sich aus dem Tod eines Soldaten der Bun- 
deswehr unmittelbar ergebende Härten auf dem Gebiete der 
Versorgung für voll erwerbsfähige, kinderlose Witwen bis zur 
Vollendung des 45. Lebensjahres und für Eltern zu mildern. 
Damit wird sie versuchen, dem Entsdiließungsantrag soweit 
wie möglich Rechnung zu tragen. 


Schmidt 
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